
— 1 —

B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
17. Wahlperiode

Drucksache 17 /1331
11. 06. 10

Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP

Gesetz zur Änderung der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen

Schuldenbremse in der Landesverfassung verankern

Zum Ende des Jahres 2009 ist die Verschuldung der Freien Hansestadt Bremen und
ihrer zwei Kommunen auf über 16 Mrd. ‡ gestiegen. Über 640 Mio. ‡ waren im Jahr
2009 als Zinsausgaben zu leisten. Im laufenden Jahr wird die Neuverschulung auf
über 1 Mrd. ‡ steigen. In keinem anderen Bundesland lastet auf den Bürgerinnen und
Bürgern eine ähnlich hohe Verschuldung pro Kopf.

Um die Handlungsfähigkeit der Freien Hansestadt Bremen angesichts der immer stär-
ker drückenden Schulden- und Zinslast aufrechtzuerhalten und in Verantwortung vor
kommenden Generationen, muss die Neuverschuldung des Landes endlich beendet
werden. Die derzeit geltende Regelung zur Begrenzung der Neuverschuldung mit
ihrer Orientierung an der Investitionssumme und der Erlaubnis zu einer höheren
Kreditaufnahme bei einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts (Ar-
tikel 131 a Satz 2 LV) hat sich als wirkungslos erwiesen.

Die vorgeschlagene Neuregelung knüpft an die in Artikel 109 Abs. 3 Grundgesetz
verankerte Schuldenbremse an, die mit Zustimmung Bremens als Ergebnis der Fö-
deralismusreform II zustande gekommen ist. Sie greift Bestimmungen auf, die Ein-
gang in die Verfassung des Landes Schleswig-Holstein gefunden haben, das ebenso
wie Bremen zu den sogenannten Konsolidierungsländern im Sinne von Artikel 143 d
Abs. 2 Grundgesetz gehört.

Ziel ist es, den weiteren Anstieg der Schulden zu verhindern, dabei jedoch den ge-
samtwirtschaftlichen Anforderungen Rechnung zu tragen. Die konjunkturell beding-
ten Schwankungen dürfen über eine Kreditaufnahme ausgeglichen werden; die so
entstandenen Schulden sind in Wachstumsphasen aber verpflichtend auszugleichen.
Dies verhindert den Aufbau neuer, dauerhaft verbleibender und über Zinsen zu fi-
nanzierender Schulden.

Um in außergewöhnlichen Notsituationen und Naturkatastrophen ein flexibles staat-
liches Handeln zu ermöglichen, muss in Ausnahmefällen eine Kreditaufnahme mög-
lich sein. Dies setzt jedoch eine Zweidrittelmehrheit in der Bürgerschaft voraus und
muss mit einem festen Tilgungsplan verbunden werden, um den Missbrauch der
Ausnahmebestimmung  und  eine  erneute  dauerhafte  Neuverschuldung  zu  vermei-
den.

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:

Artikel 1

Änderung der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen

Die  Landesverfassung  der  Freien  Hansestadt  Bremen  vom  21.  Oktober  1947
(Brem.GBl.  S.  251,  SaBremR 100-a-1),  zuletzt  geändert  durch  Gesetz  vom  23.  März
2010 (Brem.GBl. S. 273), wird wie folgt geändert.

1. Artikel 131 a erhält folgende Fassung:

„(1) Einnahmen und Ausgaben sind grundsätzlich ohne Einnahmen aus Kredi-
ten auszugleichen.
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(2) Bei einer von der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung
sind die Auswirkungen auf den Haushalt im Auf- und Abschwung symmetrisch
zu berücksichtigen.

(3) Im Falle von Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen, die
sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich
beeinträchtigen, kann von den Vorgaben der Absätze 1 und 2 aufgrund eines
Beschlusses mit der Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder der Bürgerschaft
abgewichen  werden.  Im  Falle  der  Abweichung  von  den  Vorgaben  des  Absat-
zes 1 ist der Beschluss mit einem Tilgungsplan zu verbinden. Die Rückführung der
nach Satz 1  aufgenommenen Kredite hat binnen eines angemessenen Zeitraums
zu erfolgen.

(4) Die Aufnahme von Krediten sowie die Übernahme von Bürgschaften, Ga-
rantien oder sonstigen Gewährleistungen, die zu Ausgaben in künftigen Rech-
nungsjahren führen können, bedürfen einer der Höhe nach bestimmbaren Er-
mächtigung durch Gesetz.

(5) Näheres, insbesondere die Bereinigung der Einnahmen und Ausgaben um
finanzielle Transaktionen und das Verfahren zur Berechnung der Vorgaben der
Absätze 1 und 2 unter Berücksichtigung der konjunkturellen Entwicklung auf der
Grundlage eines Konjunkturbereinigungsverfahrens sowie die Kontrolle und den
Ausgleich von Abweichungen von diesen Vorgaben, regelt ein Gesetz.”

2. Nach Artikel 131 a wird als Artikel 131 b eingefügt:

„(1) Abweichend von Artikel 131 a Absatz 1 Satz 1 können bis 2019 Kredite
aufgenommen  werden.  Dabei  sind  jährliche  Obergrenzen  einzuhalten.  Die
Obergrenze für 2011 errechnet sich, indem das strukturelle Finanzierungsdefizit
des Jahres 2010 (Ausgangswert) um ein Zehntel verringert wird. Für die Folge-
jahre errechnet sich die jährliche Obergrenze, indem die Obergrenze des Vor-
jahres jeweils um ein Zehntel des Ausgangswertes verringert wird.

(2) Der Senat legt der Bürgerschaft zusammen mit einer Stellungnahme des
Rechnungshofes eine jährlich fortzuschreibende Planung zum Abbau des struk-
turellen Finanzierungsdefizits vor.

(3) Der Senat berücksichtigt bei seiner Mitwirkung an der Bundesgesetzgebung
und  in  Angelegenheiten  der  Europäischen  Union  die  Verpflichtung  aus  Arti-
kel 131 a Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 131 b Absatz 1.”

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Begründung

Mit diesem Gesetz wird der staatliche Kreditaufnahmespielraum eingeschränkt und
die Kreditaufnahme strengen Regeln unterworfen. Die neue Schuldenregel besteht im
Kern aus drei Elementen: dem Grundsatz des strukturellen Ausgleichs, der Konjunk-
turkomponente und der Ausnahmeregelung mit Tilgungsverpflichtung.

Es  wird  der  Grundsatz  eines  strukturell  ausgeglichenen  Haushalts  normiert.  Eine
grund- und bedingungslose Kreditaufnahme ist zukünftig nicht mehr erlaubt.

Neben dem Grundsatz strukturell ausgeglichener Haushalte („Ausgleich des Haus-
halts ohne Einnahmen aus Krediten”) wird eine streng geregelte Konjunkturkom-
ponente zugelassen, mit der das konjunkturelle Atmen des Landeshaushaltes sicher-
gestellt ist. Die konjunkturell bedingte Kreditaufnahme und die konjunkturell beding-
ten Überschüsse müssen sich innerhalb eines Konjunkturzyklus ausgleichen. Hierzu
wird eine symmetrisch wirkende Konjunkturregel eingeführt.

Für besondere Situationen gibt es eine Ausnahmereglung. Hiernach ist eine Kredit-
aufnahme für außergewöhnliche Notsituationen und Naturkatastrophen erlaubt. Al-
lerdings ist der Beschluss über den Aufbau dieser neuen Schulden mit einem Tilgungs-
plan zu verbinden.
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Zu Artikel 1 Nr. 1 (Artikel 131 a)

Absatz 1 normiert den Grundsatz des strukturell ausgeglichenen Haushalts. In den
nachfolgenden Absätzen wird konkretisiert, wann diesem Grundsatz Rechnung ge-
tragen ist und inwieweit zulässige Ausnahmen bestehen.

Absatz 2 macht von der Befugnis des Artikels 109 Absatz 3 Satz 2 Variante 1 GG Ge-
brauch und verpflichtet den Haushaltsgesetzgeber zur Berücksichtigung der kon-
junkturellen Entwicklung. Durch die symmetrische Berücksichtigung der konjunktu-
rellen Auswirkungen auf den Haushalt wird bezweckt, ein prozyklisches Verhalten zu
vermeiden  und  die  durch  das  Wirken  lassen  der  automatischen  Stabilisatoren  be-
dingte Kreditaufnahme in Abschwungphasen durch entsprechende Überschüsse in
Aufschwungphasen auszugleichen. Damit wird sichergestellt, dass das Land aus der
konjunkturellen Entwicklung heraus dauerhaft keine neuen Schulden aufbaut.

Absatz 3 Satz 1 macht von der Befugnis des Artikels 109 Absatz 3 Satz 2 Variante 2 GG
zum Erlass einer Ausnahmeregelung für den Fall von Naturkatastrophen oder au-
ßergewöhnlichen Notsituationen Gebrauch, so dass insoweit auf die Begründung zu
dieser Vorschrift Bezug genommen wird. Ergänzend sieht Satz 2 vor, dass der zur
Inanspruchnahme der Ausnahme im Einzelfall erforderliche Parlamentsbeschluss mit
Zweidrittelmehrheit der Mitglieder des Landtages gefasst werden muss.

Der notwendige Beschluss kann ein Gesetzesbeschluss sein. Denkbar ist aber auch ein
Parlamentsbeschluss, der in der Regel im Zusammenhang mit der Beschlussfassung
über das Haushaltsgesetz erfolgt, mit dem Kreditaufnahmen über die Regelgrenzen
hinaus ermöglicht werden.

Satz 2 zwingt den Gesetzgeber, die Beschlussfassung über eine erhöhte Nettokredit-
aufnahme mit einem Tilgungsplan zu versehen, der die Rückführung der oberhalb der
Regelgrenzen liegenden Kreditaufnahme regelt. Die Rückführungspflicht soll ein
weiteres Anwachsen der Staatsschulden verhindern. Darüber, welcher Zeitraum als
angemessenen anzusehen ist, hat das Parlament in Ansehung der Größenordnung der
erhöhten Kreditaufnahme sowie der konkreten konjunkturellen Situation zu entschei-
den.

Absatz 4 übernimmt die Reglung aus Artikel 131 a Satz 1 der alten Fassung.

Absatz  5  enthält  Vorgaben  für  den  Inhalt  des  Ausführungsgesetzes.  Die  vorzu-
sehende Bereinigung der Einnahmen und Ausgaben um finanzielle Transaktionen
(z. B. Privatisierungseinnahmen oder Ausgaben für Vermögensbeschaffungen) stellt
insoweit einen Gleichklang der Schuldenbegrenzungsregel mit der Systematik des
europäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes und der nationalen Schuldengrenze
her. Die weiteren Vorgaben betreffen die Berücksichtigung der konjunkturellen Aus-
wirkungen auf den Haushalt auf der Grundlage eines festzulegenden Konjunktur-
bereinigungsverfahrens sowie die Abweichung zwischen konjunkturell zulässiger und
tatsächlich erfolgter Kreditaufnahme im Haushaltsvollzug.

Im Rahmen dieses Ausführungsgesetzes wird darüber hinaus die Einführung und
Ausgestaltung eines Kontrollkontos geregelt, mittels dessen zwangsläufig eintreten-
de Abweichungen der tatsächlichen von der erlaubten Kreditaufnahme im Rahmen
des Haushaltsvollzugs erfasst und zurückgeführt werden. Abweichungen der Kredit-
aufnahme im Haushaltsvollzug von der Soll-Kreditaufnahme sind in der Praxis kaum
zu  vermeiden.  Diese  Abweichungen  sollen  aber  über  das  einzelne  Haushaltsjahr
hinaus verbucht werden.

Eine solche Abweichung kann beispielsweise darauf beruhen, dass sich die tatsäch-
lichen Auswirkungen der konjunkturellen Entwicklung anders gestaltet haben als bei
Aufstellung des Haushalts angenommen. Um dies festzustellen, wird der konjunktu-
relle Neuverschuldungsspielraum des abgelaufenen Haushaltsjahres neu berechnet
und mit der tatsächlichen Nettokreditaufnahme verglichen. Die ungerechtfertigte
Kreditaufnahme im Haushaltsvollzug muss innerhalb des Finanzplanungszeitraums
konjunkturgerecht zurückgeführt werden.

Zu Artikel 1 Nr. 2 (Artikel 131 b)

In Absatz 1 Satz 1 wird festgelegt, dass abweichend von Artikel 131 a Absatz 1 der
Landesverfassung bis zum Jahr 2019 weiterhin Kredite aufgenommen werden kön-
nen. Das strukturelle Finanzierungsdefizit ist in den Jahren 2011 bis 2020 vollständig
zurückzuführen. Dabei sind jährliche Obergrenzen einzuhalten, die sich jeweils um
ein Zehntel des Ausgangswertes verringern. Der Ausgangswert ist das strukturelle
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Finanzierungsdefizit  des  Jahres  2010.  Die  Obergrenze  für  die  Kreditaufnahme  im
Jahr 2011 errechnet sich, indem der Ausgangswert um ein Zehntel verringert wird. Für
die Folgejahre errechnet sich die jährliche Obergrenze, indem die Obergrenze des
Vorjahres jeweils um ein Zehntel des Ausgangswertes verringert wird.

Nach Absatz 2 hat der Senat der Bürgerschaft eine jährlich fortzuschreibende Pla-
nung zum Abbau des strukturellen Finanzierungsdefizits zusammen mit einer Stel-
lungnahme des Rechnungshofes vorzulegen.

Nach Absatz 3 hat der Senat bei seiner Mitwirkung an der Bundesgesetzgebung und
in Angelegenheiten der Europäischen Union den Grundsatz des strukturell ausge-
glichenen Haushaltes gemäß Artikel 131 a Absatz 1 der Landesverfassung in Verbin-
dung mit der Rückführungsvorschrift des Absatz 131 b Abs. 1 der Landesverfassung
zu berücksichtigen.

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

Dr. Wolfgang Schrörs,
Thomas Röwekamp und Fraktion der CDU

Uwe Woltemath und Fraktion der FDP
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